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Am 11. November 2016 ka-
men die kommunalen Ar-
beitgeber zu ihrer Herbst-
mitgliederversammlung in 
Wuppertal zusammen. Ge-
genstand der Beratungen 
waren zahlreiche tarifpoliti-
sche Themen. 

Zunächst stimmte die Mit-
gliederversammlung der 
neuen Entgeltordnung für 
den TVöD im Bereich der 
VKA abschließend zu. VKA-
Präsident Dr. Thomas Böhle 
würdigte die Vereinbarung 
der Entgeltordnung als einen großen Schritt 
und stellte heraus, dass es nach mehrjährigen 
Verhandlungen endlich gelungen ist, die Ein-
gruppierungsregelungen für knapp zwei Mil-
lionen Beschäftigte zu modernisieren. Böhle 

zeigte sich überzeugt, dass die neue Entgelt-
ordnung die Attraktivität der kommunalen Ar-
beitgeber weiter stärken wird. 

Darüber hinaus berieten die kommunalen 
Arbeitgeber auch über die Novellierung des 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes (mehr 
dazu auf S. 5), den Entwurf eines Lohngerech-
tigkeitsgesetzes (mehr dazu S. 8) sowie über 
den aktuellen Stand beim Thema Mindest-
löhne. Dabei waren vor allem die Erhöhung 
des allgemeinen Mindestlohns zum 1. Januar 
2017 sowie der Pflegemindestlohn Thema. Die 
Mitgliederversammlung hat sich außerdem 
dafür ausgesprochen, den Mindestlohntarif-
vertrag Abfallwirtschaft – der mit Ablauf des  
31. März 2017 außer Kraft tritt – in der bisheri-
gen Struktur mit der Maßgabe zu verlängern, 
dass der Mindestlohn auf den dann geltenden 
untersten Tariflohn erhöht werden kann. 

VKA-Präsident Dr. Thomas Böhle und VKA-Hauptgeschäftsführer Manfred Hoffmann

Klaus Beckerle, Harald Seiter und Hansjörg Eger aus  
Rheinland-Pfalz im Gespräch (v.l.n.r.)
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Außerdem haben die 
kommunalen Arbeitge-
ber der Tarifeinigung mit 
dem Marburger Bund vom  
19. Oktober 2016 zuge-
stimmt (dazu mehr auf S. 4).

Staatssekretärin zu Gast

Als Gastrednerin konn-
te in diesem Jahr die 
Staatssekretärin im Bun-
desministerium für Ar-
beit und Soziales  (BMAS) 
Yasmin Fahimi gewonnen 
werden. Fahimi berichtete 
insbesondere über aktuelle 
Gesetze und Gesetzesvorha-
ben, u.a. über die Novellie-
rung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes 
(AÜG), und verdeutlichte in diesem Zusam-
menhang die Position des Ministeriums. 

Das BMAS habe mit der Novellierung des AÜG 
vor allem den missbräuchlichen Einsatz von 
Leiharbeit im Blick, der in manchen Branchen 
zu einem massiven Lohngefälle geführt habe. 
Dem habe man einen gesetzlichen Riegel vor-
schieben wollen. Im Ministerium sei man sich 
der besonderen tarifpolitischen Stellung des 
kommunalen öffentlichen Dienstes bewusst. 
Aus diesem Grund seien im AÜG auch be-

stimmte Ausnahmen für die kommunalen Ar-
beitgeber geschaffen worden. 

Darüber hinaus würdigte Fahimi die Sozial-
partnerschaft, die historisch betrachtet und im 
europäischen Vergleich zu einer maßgeblichen 
Befriedung der Beziehung zwischen Arbeitneh-
mern und Arbeitgebern in der Bundesrepublik 
geführt habe. 

Die kommunalen Arbeitgeber nutzten die of-
fene Diskussion anschließend, um der Staats-
sekretärin deutlich zu machen, zu welchen 
Schwierigkeiten das Streikverhalten der Ge-
werkschaften gerade in der öffentlichen Da-
seinsvorsorge führe. Spartengewerkschaften 
nutzten ihre Sonderstellung immer wieder aus, 
um Partikularinteressen auf Kosten der Bevöl-
kerung und der kommunalen Unternehmen 
durchzusetzen. 

VKA-Hauptgeschäftsführer Manfred Hoffmann 
brachte Sorgen über die grundsätzliche Kons-
truktion der Pflegekommission, in der die VKA 
in Person von Dr. Anette Dassau und Dirk Rei-
delbach vertreten ist, zum Ausdruck. Aus den 
Empfehlungen der Pflegekommission seien 
Auswirkungen auch für die Krankenpflege, eine 
sehr große Beschäftigtengruppe bei den kom-

Staatssekretärin Yasmin Fahimi spricht vor den kommunalen Arbeitgebern

Jürgen Schönwandt, Gabriele Axmann und Roland Methling 
vom KAV Mecklenburg-Vorpommern (v.l.n.r.)
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munalen Arbeitgebern, nicht 
auszuschließen. Darüber hi-
naus sei am Grundsatz des 
Mindestlohnes als untere 
Haltelinie festzuhalten, auch 
um Eingriffen in das Tarifge-
füge vorzubeugen. Fahimi 
zeigte sich offen für die Ar-
gumente. 

Neuwahlen

Auch Neuwahlen stan-
den auf der Agenda.  
Marcel Philipp ist neuer Ers-
ter Stellvertreter des Präsi-
denten der VKA. Er folgt auf 
Harald Seiter, der sich seit dem 1. Juli 2016 im 
Ruhestand befindet. Marcel Philipp ist seit 2009 
Oberbürgermeister der Stadt Aachen und seit 
Februar 2016 Vorsitzer des KAV Nordrhein-
Westfalen.

Frühzeitig wurden die Weichen für die Nach-
folge in der Geschäftsführung der VKA gestellt. 
Hauptgeschäftsführer  Manfred Hoffmann 
scheidet zum 31. Juli 2017 aus seinem Amt aus 
und tritt in Ruhestand. Die Mitgliederversamm-
lung hat Klaus Klapproth, Geschäftsführer des 

KAV Brandenburg, zum Nachfolger bestimmt. 
Zum Nachfolger des Geschäftsführers der VKA, 
Hartmut Matiaske, der ebenfalls 2017 in Ruhe-
stand treten wird, hat die Mitgliederversamm-
lung Dirk Reidelbach bestimmt. Er wird zugleich 
auch Stellvertreter des Hauptgeschäftsfüh-
rers der VKA sein und tritt sein Amt zum  
1. Juni 2017 an. Dirk Reidelbach ist zurzeit stell-
vertretender Geschäftsführer der VKA.

Gleichzeitig hat die Mitgliederversammlung 
beschlossen, den Sitz der VKA-Geschäftsstelle 
von Frankfurt am Main nach Berlin zu verlegen.

Im November 2016 erschien zum dritten Mal 
der Jahresbericht der VKA. Leserinnen und Le-
ser finden dort einen Überblick über die zahl-
reichen Aktivitäten der VKA in den letzten zwölf 
Monaten. Außerdem enthält der Jahresbericht 
Hintergrundinformationen zu tarifpolitischen 
Entwicklungen im Tarifbereich der VKA und in 
den Sparten, aktuelles aus der Gesetzgebung 
sowie einen Blick in die Rechtsprechung. 
Der Jahresbericht steht zum Download auf  
www.vka.de bereit. In begrenzter Anzahl kön-
nen auch Druckexemplare in der VKA-Ge-
schäftsstelle angefordert werden.

Jahresbericht der VKA 
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Schnelle Einigung in der Ärzte-Tarifrunde
VKA und Marburger Bund einigen sich auf mehr Gehalt und eine lange Laufzeit

In den frühen Morgen-
stunden des 19. Okto-
ber 2016 unterzeichneten 
VKA-Hauptgeschäftsführer  
Manfred Hoffmann und Rolf 
Lübke, Verhandlungsführer 
des Marburger Bundes, in 
Bonn das Einigungspapier. 
Die Tarifrunde für die rund 
52.500 Ärztinnen und Ärzte 
an den kommunalen Kliniken 
war damit abgeschlossen. 

Das Ergebnis: in drei Stufen 
erhalten die Ärztinnen und 
Ärzte rund 5 Prozent mehr 
Gehalt. Die Gehälter erhöhen 
sich zunächst rückwirkend 
zum 1. September 2016 um 2,3 Prozent. Weitere  
2,0 Prozent folgen ein Jahr später ab dem  
1. September 2017. In einem dritten Schritt 
steigen die Entgelte noch einmal um weitere 
0,7 Prozent ab dem 1. Mai 2018. 

An den Erhöhungsschritten wird deutlich: der 
VKA ist es gelungen, eine sehr lange Laufzeit zu 
vereinbaren. 28 Monate, bis zum 31. Dezember 
2018, haben die kommunalen Kliniken jetzt Pla-

nungssicherheit. Und das gilt nicht nur für die 
Entgelttabellen, sondern auch für den Bereit-
schaftsdienst. Obwohl dieser nicht Gegenstand 
der Verhandlungen war –  in der Tarifrunde 
2015 wurde bereits eine verlängerte Laufzeit 
bis Ende 2017 vereinbart – hat der Marbur-
ger Bund einer einheitlichen Laufzeit bis zum  
31. Dezember 2018 zugestimmt. 

Joachim Finklenburg, VKA-Verhandlungsfüh-
rer, gab zwar zu bedenken, dass der Abschluss 
für die gesamte Laufzeit Mehrkosten von 460 
Millionen Euro verursache, sprach sich aber 
dennoch für den Abschluss aus: „Insbesonde-
re angesichts der langen Laufzeit bewegt sich 
der Tarifabschluss für die kommunalen Kran-
kenhäuser im Rahmen des Vertretbaren“, sagte 
Finklenburg.

Die kommunalen Arbeitgeber haben auch ge-
genüber dem Marburger Bund die Forderung 
nach einer Anpassung der betrieblichen Alters-
versorgung erhoben. Manfred Hoffmann ver-
deutlichte im Anschluss an die Verhandlungen 
in Bonn, warum eine Lösung der Zusatzversor-

Joachim Finklenburg, Vorsitzender des Gruppenausschusses Krankenhäuser und Pfle-
geeinrichtungen mit Manfred Hoffmann, Hauptgeschäftsführer der VKA (v.l.n.r.)

Die Verhandlungskommission der VKA berät am 18. Oktober 
2016 in Bonn den Zwischenstand der Verhandlungen.
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gung so entscheidend war: „Vor dem Hinter-
grund der geänderten Rahmenbedingungen 
– wie die gestiegene Lebenserwartung und die 
anhaltende Niedrigzinsphase –  war es wichtig, 
Anpassungen bei den Zusatzversorgungstarif-
verträgen zu vereinbaren, um die betriebliche 
Altersversorgung zu stabilisieren.“ 
Der mit den Gewerkschaften erzielte Kompro-
miss sieht vor, dass bei den kommunalen Zu-
satzversorgungskassen zunächst nur für dieje-
nigen Kassen, die zwischen dem 30. Juni 2016 
aber vor dem 1. September 2016 die Umlage 
oder den Beitrag erhöht haben, eine zusätzli-
che Arbeitnehmerbeteiligung im Umfang von 
0,2 Prozent ab dem 1. September 2016 einge-
führt wird. Diese erhöht sich in zwei Schritten 
auf insgesamt 0,4 Prozent ab dem 1. Septem-
ber 2018. In den anderen kommunalen Zusatz-
versorgungskassen gilt dies bei einer späteren 
Erhöhung der Umlage oder des Beitrags ent-
sprechend. 
Die Arbeitgeber leisten einen Beitrag in glei-

cher Höhe bis spätestens zum 30. Juni 2026, 
wobei die Leistung in Teilen oder als Gesamt-
betrag erbracht werden kann. 
Die bei der VBL (Versorgungsanstalt des Bun-
des und der Länder) im Abrechnungsverband 
West und Ost versicherten Ärztinnen und Ärzte 
haben, ebenfalls ab dem 1. September 2016, 
eine entsprechende zusätzliche Arbeitneh-
mereigenbeteiligung zu leisten. Gleiches gilt 
für die ZVK Saar. 
Mit diesen Regelungen gelten nun für alle Be-
schäftigten in den kommunalen Kliniken in-
haltlich einheitliche Regelungen.
Der VKA-Gruppenausschuss Krankenhäuser 
und Pflegeeinrichtungen war während der Ver-
handlungen in Bonn vor Ort und hat sich für die 
Tarifeinigung ausgesprochen. Die Mitglieder-
versammlung der VKA hat bei ihrer Herbstsit-
zung der Tarifeinigung zugestimmt. Das Tarif-
ergebnis ist inzwischen redaktionell umgesetzt. 

Novellierung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes
Gesetz bringt deutliche Erleichterungen für die kommunalen Arbeitgeber. Aber 
nicht alle profitieren gleichermaßen

Am 21. Oktober 2016 hat der Bundestag den 
Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Ände-
rung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes 
und anderer Gesetze (BT-Drs. 18/9232) nach 
einigen Änderungen in Zweiter und Dritter Le-
sung verabschiedet. Am 25. November 2016 
hat der Bundesrat das nicht zustimmungs-
pflichtige Gesetz, das am 1. April 2017 in Kraft 
treten wird, gebilligt.

Die vorgesehenen Ausnahmen von der Er-
laubnispflicht bei Personalgestellungen brin-
gen für die kommunalen Arbeitgeber Erleich-
terungen. Auch der vorgesehene Verzicht auf 
die Erlaubnis zur Arbeitnehmerüberlassung bei 
interkommunaler Zusammenarbeit von Ge-

bietskörperschaften führt zu einem Abbau von 
bürokratischem Aufwand und vermeidet Kos-
ten. Für diese Ausnahmen hat sich die VKA im 
Vorfeld stark gemacht. 

Die aus kommunaler Sicht relevanten Inhalte 
im Detail:

 ◾Personalgestellungen gem. § 4 Abs. 3 TVöD 
werden erlaubnisfrei, ohne dass es auf die 
Rechtsform der beteiligten Arbeitgeber an-
kommt. 

 ◾Das AÜG findet keine Anwendung, wenn 
Personalgestellungen gesetzlich vorgese-
hen sind und Arbeitnehmer auf Grund dieser 
spezialgesetzlichen Regelung von einer juris-
tischen Person des öffentlichen Rechts einer 
anderen juristischen Person zur Verfügung 
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Personalbemessung in der Pflege
Tarifvertrag ist nicht der richtige Weg

gestellt bzw. zugewiesen werden, wie dies 
z.B. bei der Zuweisung von Beschäftigten 
zu gemeinsamen Einrichtungen nach § 44g  
SGB II der Fall ist. 

 ◾Erlaubnisfrei sind künftig grundsätzlich auch 
Abordnungen gem. § 4 Abs. 1 TVöD, Zuwei-
sungen gem. § 4 Abs. 2 TVöD und anderwei-
tige Formen der interkommunalen Zusam-
menarbeit, soweit sowohl der entleihende 
Arbeitgeber wie der andere Arbeitgeber ju-
ristische Personen des öffentlichen Rechts 
sind und Tarifverträge des öffentlichen 
Rechts anwenden. 

Allerdings profitieren nicht alle kommunalen 
Arbeitgeber gleichermaßen von den Erleich-
terungen. Sind privatrechtlich organisierte Ar-
beitgeber an der Arbeitnehmerüberlassung 
beteiligt, so ist diese weiterhin erlaubnispflich-
tig – ausgenommen Personalgestellungen im 
Sinne des § 4 Abs. 3 TVöD. 
Die VKA hatte gefordert, bei der Frage der Er-
laubnispflichtigkeit an die Gewerbsmäßigkeit 

der Arbeitnehmerüberlassung anzuknüpfen 
und zwar für alle kommunalen Arbeitgeber 
unabhängig von ihrer Rechtsform. Dem ist das 
Bundeskabinett nicht gefolgt. 

Bei einer auch künftig erlaubnispflichtigen 
Arbeitnehmerüberlassung gilt eine Überlas-
sungshöchstdauer von 18 Monaten, bezogen 
auf den einzelnen Beschäftigten. Diese gilt 
nicht, wenn tarifvertraglich eine höhere Arbeit-
nehmerüberlassungsdauer vereinbart ist oder 
eine tarifvertragliche Öffnungsklausel zur Ver-
längerung der Überlassungshöchstdauer kraft 
Betriebs- oder Dienstvereinbarung dies zulässt. 

Die Mitgliederversammlung der VKA hat in ih-
rer Herbstsitzung am 11. November 2016 in 
Wuppertal beschlossen, die Gewerkschaften 
aufzufordern, im TV-V eine § 4 Abs. 3 TVöD 
entsprechende Regelung zur Personalgestel-
lung und im TVöD sowie im TV-V eine längere 
Höchstüberlassungsdauer bei einer erlaubnis-
pflichtigen Arbeitnehmerüberlassung zu ver-
einbaren.

ver.di ist in mehreren Bundesländern mit For-
derungen zur Personalbemessung in der Pflege 
auf die kommunalen Krankenhäuser zugekom-
men bzw. hat solche Forderungen angekün-
digt.
Der VKA-Gruppenausschuss Krankenhäuser 
und Pflegeeinrichtungen hat bereits in seiner 
Sitzung vom 7. Juli 2016 beschlossen, dass für 
tarifliche Regelungen zur Personalbemessung 
in Krankenhäusern, die in den kommunalen 
Arbeitgeberverbänden organisiert sind, aus-
schließlich die VKA und somit die Bundesebe-
ne zuständig ist. Das hat die Mitgliederver-
sammlung der VKA in ihrer Herbstsitzung am  
11. November 2016 in Wuppertal noch einmal 
per Beschluss bekräftigt.

Inhaltlich befürwortet die VKA eine ausreichen-
de Personalausstattung der Krankenhäuser, die 
Grundlage für eine weiterhin hohe Qualität der 
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Pflege in den kommunalen 
Krankenhäusern ist. Ver-
bindliche Regelungen müs-
sen aber auf der politischen 
Ebene erfolgen, damit diese 
Regelungen dann für alle 
Krankenhäuser gleicherma-
ßen gelten. Einzelregelun-
gen würden demgegenüber 
zu unzähligen unterschied-
lichen Vereinbarungen füh-
ren, die für die betroffenen 
Häuser unter Umständen 
auch deutliche Wettbe-
werbsnachteile gegenüber 
anderen Krankenhäusern bedeuten würden. 
Das wäre weder zielführend noch im Sinne des 
Flächentarifvertrags. 

Notwendig ist auf jeden Fall eine angemesse-
ne finanzielle Ausstattung der Krankenhäuser. 
Diese muss Bestandteil einer möglichen politi-
schen Lösung sein. Die unzureichende Finanz-
ausstattung der Krankenhäuser und die mitt-
lerweile auf ein jährliches Defizit von rund drei 
Milliarden Euro aufgelaufene Unterfinanzie-
rung bei den Investitionskosten sind Gründe, 
aus denen die Krankenhäuser zu Einsparungen 
auch bei der Personalausstattung gezwungen 
waren. 

Darüber hinaus kann der Personalaufbau in der 
Pflege nur dann erfolgen, wenn auf dem Ar-
beitsmarkt auch entsprechendes Personal zur 
Verfügung steht, mithin genügend Beschäftig-
te aus- und weitergebildet werden. Zwar ha-
ben die kommunalen Arbeitgeber in der neuen 
Entgeltordnung die Pflege-Berufe aufgewer-
tet, was gute Voraussetzungen schafft, um die 
Pflegeberufe weiterhin attraktiv zu halten. Al-
lerdings stehen dem Arbeitsmarkt zurzeit zu 
wenige Pflegekräfte zur Verfügung. Daher ist 
die angestrebte Reform der Pflegeausbildung 
dringend notwendig. 

Zurzeit beschäftigt sich eine vom Bundesge-
sundheitsminister Hermann Gröhe (CDU) ein-
berufene Expertenkommission „Pflegepersonal 
im Krankenhaus“ mit der Prüfung von Vor-
schlägen für mögliche gesetzliche Vorgaben 
zur Personalbemessung. Die Prüfung soll vo-
raussichtlich gegen Ende 2017 abgeschlossen 
sein.
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Lohngerechtigkeitsgesetz
Überarbeiteter Entwurf zum Gesetz für mehr Lohngerechtigkeit zwischen Frauen 
und Männern vorgelegt 

Nach der Abstimmung der 
Koalitionsspitzen hat das 
Bundesfamilienministerium 
einen überarbeiteten Ge-
setzentwurf für mehr Lohn-
gerechtigkeit zwischen 
Frauen und Männern vor-
gelegt. Kritisch zu sehen ist 
aus Sicht der kommunalen 
Arbeitgeber vor allem, dass 
das Gesetz weiterhin auch 
für tarifgebundene Verwal-
tungen und Betriebe gelten 
soll und die Umsetzung mit 
einem hohen bürokratischen 
Aufwand verbunden ist. Im Rahmen der Ver-
bändeanhörung hat die VKA gegenüber dem 
Bundesfamilienministerium kritisch Stellung 
genommen.

Mit dem Gesetz soll bei Arbeitgebern mit mehr 
als 200 Beschäftigten ein Auskunftsanspruch 
der Beschäftigten eingeführt werden. Danach 
sollen auch tarifgebundene Arbeitgeber ver-
pflichtet werden, u.a. Auskunft über das mitt-
lere Gehalt von Beschäftigten zu geben, die 
sich in derselben Entgeltgruppe wie der/die 
auskunftsverlangende Beschäftigte befinden 
und dem anderen Geschlecht angehören. Vor-
aussetzung für den Anspruch ist, dass es min-
destens sechs solcher Vergleichsbeschäftigten 
gibt. 

Darüber hinaus sieht das Gesetz eine Reihe von 
Prüf- und Berichtspflichten vor. So sollen Ar-
beitgeber mit mehr als 500 Beschäftigten auf-
gefordert werden, in regelmäßigem Abstand 
ein Prüfverfahren zur Aufdeckung diskriminie-
render Entgeltregelungen und Lohnbestand-
teile durchzuführen, das an umfangreiche 
Vorschriften geknüpft ist. Zudem haben große 
Betriebe, die zur Erstellung eines Lageberichts 

nach dem Handelsgesetzbuch verpflichtet sind, 
regelmäßig einen Bericht zur Gleichstellung 
und Entgeltgleichheit anzufertigen.

In einer Stellungnahme vom 11. November 
2016 an das Bundesfamilienministerium hat 
die VKA die Herausnahme von tarifgebunde-
nen Arbeitgebern aus dem Geltungsbereich 
gefordert und Bedenken gegen den Gesetz-
entwurf im Einzelnen vorgetragen. Zugleich 
hat sie klargestellt, dass die Lohngerechtigkeit 
zwischen Frauen und Männern richtig und not-
wendig ist. Es muss jedoch bezweifelt werden, 
dass das Gesetz tatsächlich in nennenswerter 
Weise zur Beseitigung von Ungleichheiten im 
Erwerbsleben beitragen wird. 
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Drohende Verdrängung kommunaler Nahverkehrsunter-
nehmen durch private Anbieter

Nahverkehr

Die kommunalen Nahverkehrsunternehmen 
sehen sich zurzeit einer ernsthaften Bedro-
hung ausgesetzt: private Anbieter verdrän-
gen kommunale Nahverkehrsunternehmen, 
indem sie von der Möglichkeit Gebrauch ma-
chen, eigenwirtschaftliche Anträge zu stellen. 
Rechtsgrundlage dieser eigenwirtschaftlichen 
Anträge ist eine Regelung im deutschen Perso-
nenbeförderungsgesetz. Hiernach kann selbst 
im Falle einer nach EU-Vorschriften zulässigen 
Direktvergabe von Verkehrsleistungen an ein 
kommunales Nahverkehrsunternehmen ein 
Konkurrent einen Antrag auf Erteilung der ent-
sprechenden Genehmigung zur Beförderung 
von Personen stellen. Wenn dieser Antrag als 
eigenwirtschaftlich eingestuft wird – was im 
Wesentlichen dann der Fall ist, wenn der An-
bieter den Aufwand für die in Rede stehenden 
Verkehrsleistungen durch Beförderungserlöse 
und Unternehmenserträge decken kann, also 
keine Zuschüsse erforderlich sind – genießt er 
Vorrang gegenüber der Direktvergabe. Eigen-
wirtschaftlich können die privaten Verkehrs-
dienstleister vor allem auch deshalb arbeiten, 
weil sie in der Regel ein wesentlich niedrige-

res Entgeltniveau als die kommunalen Nah-
verkehrsunternehmen aufweisen – sofern sie 
überhaupt an Tarifverträge gebunden sind. 

Die Konsequenzen, die diese Regelung mit sich 
bringt, sind fatal. Entweder müssen in langwie-
rigen und schwierigen Verhandlungen mit den 
Gewerkschaften abweichende Tarifverträge 
abgeschlossen werden, die für die Beschäftig-
ten Einschnitte in beträchtlicher Höhe mit sich 
bringen, um in dieser Hinsicht „konkurrenzfä-
hig“ mit den privaten Anbietern zu sein. In ei-
nem konkreten Fall hat das u.a. zur Absenkung 

der Monatstabellenentgelte, 
zur Reduzierung des Jahres-
urlaubs um zwei Tage, dem 
Wegfall des 13. Monatsge-
halts und der Verringerung 
von Zuschlägen geführt. 
Sind solche Vereinbarungen 
nicht möglich, droht die Ab-
wicklung der kommunalen 
Unternehmen, so wie dies in 
einem konkreten Fall bereits 
erfolgt ist. 

Die Bundesregierung hat 
bisher eine Änderung des 
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Personenbeförderungsgesetzes abgelehnt. 
Allerdings gibt es zunehmend Bestrebungen, 
eine solche Änderung zu erwirken. So haben 
die kommunalen Spitzenverbände die Parteien 
im Bundestag ersucht, den Vorrang eigenwirt-
schaftlicher Verkehre und das Verfahren zur 
Berücksichtigung eigenwirtschaftlicher Ange-
bote auf den Prüfstand zu stellen. Sie fordern 
in einem gemeinsamen Schreiben, dass auch 
in Zukunft die Möglichkeit einer Direktvergabe 
von ÖPNV-Leistungen durch eine Stadt oder 
einen Kreis an ein eigenes, kommunales Ver-
kehrsunternehmen rechtssicher möglich sein 
muss.

Die Mitgliederversammlung der VKA hat sich 
im Rahmen ihrer Herbstsitzung dafür ausge-
sprochen, dass die VKA sich für die Abschaf-
fung des Vorrangs von eigenwirtschaftlichen 
Anträgen einsetzt, insbesondere im Vorfeld 
der 2017 anstehenden Koalitionsverhandlun-
gen im Bund.

Tarifverhandlungen Flughafenfeuerwehr

Flughäfen

Im Rahmen der Gesamteinigung zur Tarifrunde 
vom 29. April 2016 wurde u.a. eine Verhand-
lungsverpflichtung zum Gesundheitsschutz 
der Beschäftigten von Flughafenfeuerwehren 
vereinbart. Die Gewerkschaften fordern für die 
nicht unter die Regelungen für den kommu-
nalen feuerwehrtechnischen Dienst fallenden 
Beschäftigten der Flughafenfeuerwehren die 
Vereinbarung von Regelungen zum Gesund-
heitsschutz und bei Atemschutzuntauglichkeit. 
Letztere ist das arbeitsmedizinisch festgestellte, 
ggf. nur vorübergehende, Fehlen der körperli-
chen Eignung zum Tragen von Atemschutzge-
räten.

Der TVöD-F bestimmt für das Feuerwehr- und 
Sanitätspersonal bislang, dass das monatliche 
Entgelt landesbezirklich oder betrieblich gere-
gelt wird (§ 15.1 TVöD-F). In der betrieblichen 
Praxis sind für die Beschäftigten der Flugha-
fenfeuerwehren weitergehende Regelungen 
getroffen, die vielfältige Inhalte auch zum Ge-
sundheitsschutz und zum Umgang bei Atem-
schutzuntauglichkeit enthalten.
Der Verhandlungsauftakt hat am 7. Dezember 

2016 stattgefunden. ver.di hatte im Vorfeld 
mitgeteilt, dass ihre Verhandlungskommission 
gemeinsame Verhandlungen mit dem dbb ab-
gelehnt habe. Die Verhandlungen wurden da-
her getrennt, aber am selben Tag, mit beiden 
Gewerkschaften geführt.

Die Gewerkschaften haben bei diesem Termin 
ihre Vorstellungen tarifvertraglicher Regelun-
gen dargestellt. Vereinbart wurde, die Ver-
handlungen im April und im Mai 2017 an zwei 
Terminen fortzusetzen.
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Armin Emanuel aus dem Präsidium verabschiedet 

Armin Emanuel ist Ende September 2016 aus seinem Amt als Vorsit-
zender des KAV Saar ausgeschieden und damit auch aus dem Präsi-
dium der VKA. Emanuel hatte den Vorsitz des KAV seit 2003 inne und 
ist seit 1991 Bürgermeister der Gemeinde Schmelz.

Personalien
Birgit Müller-Closset neue Vorsitzende im KAV Saar

Seit dem 29. September 2016 ist Birgit Müller-Closset neue Vorsit-
zende des Vorstandes im KAV Saar. Birgit Müller-Closset ist seit 2012 
Bürgermeisterin der Gemeinde Eppelborn und folgt als KAV Vorsit-
zende auf Armin Emanuel.

Dr. Eric Tjarks neuer weiterer Stellvertreter im Gruppenausschuss 
Sparkassen

Am 3. November 2016 hat der Gruppenausschuss Sparkassen  
Dr. Eric Tjarks zum neuen weiteren Stellvertreter des Gruppenaus-
schussvorsitzenden gewählt. Eric Tjarks gehört seit 2013 zum Grup-
penausschuss und ist Vorstandsvorsitzender der Sparkasse Bensheim. 
Er folgt auf Ludwig Momann.

Ludwig Momann aus dem Gruppenausschuss Sparkassen verab-
schiedet

In seiner Herbstsitzung am 3. November 2016 hat der Gruppenaus-
schuss Sparkassen Ludwig Momann aus seinem Amt als weiteren 
Stellvertreter verabschiedet. Momann war seit 2003 weiterer Stellver-
treter des Vorsitzenden und in dieser Zeit auch als Rechnungsprüfer 
für die VKA aktiv. 
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